
1. Angebot und Annahme
Das Angebot des Lieferanten in Prospekten, Anzeigen etc. ist frei-
bleibend und unverbindlich. Maßgeblich ist das jeweils geltende
Preisblatt/Auftragsformular. Wählt der Kunde ein vom Lieferanten
angebotenes Online-Produkt, kann der Vertragsabschluss nur on-
line erfolgen. In jedem Fall kommt der Vertrag erst durch Bestäti-
gung des Lieferanten in Textform unter Angabe des voraussichtli-
chen Lieferbeginns zustande. Der tatsächliche Lieferbeginn hängt
davon ab, dass alle für die Belieferung notwendigen Maßnahmen
(Kündigung des bisherigen Liefervertrages etc.) erfolgt sind.

2. Umfang und Durchführung der Lieferung /
Weiterleitungsverbot / Eigenerzeugungsanlagen
2.1 Der Lieferant ist verpflichtet, den Strombedarf des Kunden ent-
sprechend den Regelungen dieses Vertrages zu decken. Dies gilt
nicht, soweit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss
und/oder die Anschlussnutzung bzw. der Messstellenbetreiber den
Messstellenbetrieb unterbrochen hat oder soweit und solange der
Lieferant an der Erzeugung, dem Bezug oder der vertragsgemä-
ßen Lieferung in Fällen höherer Gewalt oder wirtschaftlicher Un-
zumutbarkeit gehindert ist.
2.2 Der Lieferant liefert die elektrische Energie in Form von Dreh-
strom mit einer Nennspannung von 400 V oder Wechselstrom mit
einer Nennspannung von 230 V, beides mit einer Nennfrequenz
von etwa 50 Hertz in Niederspannung nach DIN IEC 38, EN 50160.
2.3 Der Kunde wird die elektrische Energie lediglich zur eigenen
Versorgung nutzen. Eine Weiterleitung an Dritte ist unzulässig.
2.4 Der Kunde hat den Lieferanten vier Wochen vor der geplanten
Inbetriebnahme von Eigenerzeugungsanlagen in Textform zu in-
formieren.

3. Messung / Abschlagszahlungen /
Schlussrechnung / Anteilige Preisberechnung
3.1 Die Abrechnung wird aufgrund der Angaben der Messeinrich-
tungen des zuständigen Netzbetreibers oder Messstellenbetrei-
bers durchgeführt. Die Messeinrichtungen werden vom Messstel-
lenbetreiber, Netzbetreiber, Lieferanten, einem von diesen
Beauftragten oder auf deren Verlangen vom Kunden selbst abge-
lesen.
3.2 Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlun-
gen verlangen. Die Rechte des Kunden nach § 40 Abs. 3 EnWG
bleiben unberührt.
3.3 Zum Ende jedes vereinbarten Abrechnungszeitraums und zum
Ende des Lieferverhältnisses wird vom Lieferanten eine Abrech-
nung erstellt, in welcher der tatsächliche Umfang der Belieferung
unter Anrechnung der Abschlagszahlungen abgerechnet wird.
3.4 Ändern sich die vertraglichen Preise während des Abrech-
nungszeitraums, so erfolgt die Aufteilung des Strombezugs und
des Grundpreises sowie ggf. der Verrechnungspreise jeweils ta-
gesanteilig, der Arbeitspreise mengenanteilig, wobei die Mengen
rechnerisch abgegrenzt werden können. Die nach der Preisände-
rung anfallenden Abschlagszahlungen können entsprechend an-
gepasst werden.

4. Zahlungsbestimmungen / Verzug / Aufrechnung
4.1 Sämtliche Rechnungs- und Abschlagsbeträge sind zu dem vom
Lieferanten festgelegten Zeitpunkt zu zahlen.
4.2 Bei Zahlungsverzug kann der Lieferant, wenn er erneut zur
Zahlung auffordert oder den Betrag durch einen Beauftragten ein-
ziehen lässt, die dadurch entstandenen Kosten konkret oder pau-
schal berechnen. Bei einer pauschalen Berechnung ist dem Kun-
den der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden
oder wesentlich geringer als die Pauschale.
4.3 Gegen Ansprüche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen
oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet
werden.

5. Vorauszahlung / Sicherheitsleistung
5.1 Der Lieferant kann vom Kunden in angemessener Höhe Vor-
auszahlung verlangen, wenn nach den Umständen des Einzelfalls
zu besorgen ist, dass vertragliche Zahlungsverpflichtungen ganz
oder teilweise nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt werden. Die Höhe
der Vorauszahlung des Kunden beträgt die für einen Zeitraum von
einem Liefermonat durchschnittlich zu leistenden Zahlungen.
5.2 Anstelle einer Vorauszahlung kann der Kunde in gleicher Höhe
Sicherheit leisten. Sofern die Vertragspartner nichts anderes ver-
einbaren, ist eine Sicherheitsleistung nur zulässig in Form einer
unbedingten, unwiderruflichen, selbstschuldnerischen Bürgschaft
einer europäischen Bank. Die Sicherheit ist zurückzugeben, soweit
ihre Voraussetzungen weggefallen sind.

6. Änderungen der Preise und
Vertragsbedingungen / Steuern, Abgaben und
sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen
6.1 Soweit im Auftrag keine anderweitige Preisregelung getroffen
ist, setzt sich der Gesamtpreis aus dem Grundpreis sowie dem Ar-
beitspreis (getrennt nach Hochtarif/Niedertarif) und ggf. dem Ver-
rechnungspreis gemäß dem Preisblatt/Auftragsformular zusam-
men. Im Strompreis sind folgende Kosten enthalten: Die
Beschaffungs- und Vertriebskosten, die Entgelte für Messstellen-
betrieb und Messung (soweit diese Kosten dem Lieferanten vom
Messstellenbetreiber in Rechnung gestellt werden), die an den
Netzbetreiber zu entrichtenden Netzentgelte (einschließlich der
Kraft-Wärme-Kopplungs-Umlage, der § 17 f EnWG Offshore-Um-
lage, der Umlage nach § 18 der Verordnung zu abschaltbaren Las-
ten und der § 19 StromNEV-Umlage), die Erneuerbaren-Energi-
en-Umlage, die Konzessionsabgabe sowie die Stromsteuer.
6.2 Im Preisblatt/Auftragsformular sind Netto- und Bruttopreise
genannt. Die Bruttopreise enthalten die Umsatzsteuer in der je-
weils gesetzlich vorgeschriebenen Höhe.
6.3 Preisänderungen durch den Lieferanten erfolgen im Wege der
einseitigen Leistungsbestimmung in Ausübung billigen Ermessens
nach § 315 BGB. Der Kunde kann die Billigkeit der Preisänderung
zivilrechtlich überprüfen lassen. Bei der einseitigen Leistungsbe-
stimmung durch den Lieferanten sind ausschließlich Änderungen
der Kosten zu berücksichtigen, die für die Preisermittlung nach Zif-
fer 6.1 und 6.2 maßgeblich sind. Der Lieferant ist bei Kostensteige-
rungen berechtigt, bei Kostensenkungen verpflichtet, eine Preisän-
derung durchzuführen. Bei der Preisermittlung ist der Lieferant
verpflichtet, Kostensteigerungen nur unter Ansatz gegenläufiger
Kostensenkungen zu berücksichtigen und eine Saldierung von
Kostensteigerungen und Kostensenkungen vorzunehmen.
6.4 Der Lieferant hat den Umfang und den Zeitpunkt einer Preisän-
derung so zu bestimmen, dass Kostensenkungen nach denselben
betriebswirtschaftlichen Maßstäben Rechnung getragen werden
wie Kostenerhöhungen. Insbesondere darf der Lieferant Kosten-
senkungen nicht später weitergeben als Kostensteigerungen. Der
Lieferant nimmt mindestens alle 12 Monate eine Überprüfung der
Kostenentwicklung vor.
6.5Änderungen der Preise werden erst nach brieflicher Mitteilung
an die Kunden wirksam, die mindestens sechs Wochen vor der be-
absichtigten Änderung erfolgen muss. Der Lieferant ist verpflich-
tet, zeitgleich mit der brieflichen Mitteilung die Änderungen auf sei-
ner Internetseite zu veröffentlichen.
6.6 Ändert der Lieferant die Preise, so hat der Kunde das Recht,
den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt
des Wirksamwerdens der Änderung zu kündigen. Hierauf wird der
Lieferant den Kunden in der brieflichen Mitteilung hinweisen. Die
Kündigung bedarf der Textform. Der Lieferant soll die Kündigung
unverzüglich nach Eingang in Textform bestätigen. Das Recht zur
ordentlichen Kündigung nach Ziffer 8 bleibt unberührt.
6.7 Abweichend von den vorstehenden Ziffern 6.3 bis 6.6 werden
Änderungen der Umsatzsteuer gemäß Umsatzsteuergesetz zum
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung ohne Ankündigung
und ohne außerordentliche Kündigungsmöglichkeit an den Kun-
den weitergegeben.
6.8 Die Ziffern 6.3 bis 6.6 gelten auch, soweit künftig neue Steuern,
Abgaben oder sonstige staatlich veranlasste, die Beschaffung, Er-
zeugung, Speicherung, Netznutzung (Übertragung und Verteilung)
oder den Verbrauch von elektrischer Energie betreffende Belas-
tungen oder Entlastungen wirksam werden.
6.9 Ungeachtet vorstehender Bestimmungen kann der Kunde In-
formationen über die aktuellen Tarife unter der Telefonnummer
0251.694-1234 und im Internet unter www.stadtwerke-muens-
ter.de erhalten.

7. Einstellung der Lieferung
7.1 Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen
und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber
unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem
Maße schuldhaft Strom unter Umgehung, Beeinflussung oder vor
Anbringung der Messeinrichtungen verwendet („Stromdiebstahl“)
und die Unterbrechung zur Verhinderung einer weiteren unbe-
rechtigten Energieentnahme erforderlich ist.
7.2 Bei Zahlungsverzug des Kunden in Höhe des Doppelten der
rechnerisch auf den laufenden Kalendermonat entfallenden Ab-
schlags- oder Vorauszahlung, mindestens aber mit € 100,00 inklu-
sive Mahn- und Inkassokosten, ist der Lieferant ebenfalls berech-
tigt, die Lieferung einzustellen und die Anschlussnutzung durch
den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen. Bei der
Berechnung des Mindestbetrags bleiben nicht titulierte Forderun-
gen außer Betracht, die der Kunde schlüssig beanstandet hat oder

die wegen einer Vereinbarung zwischen Lieferanten und Kunden
noch nicht fällig sind oder die aus einer streitigen und noch nicht
rechtskräftig entschiedenen Preiserhöhung des Lieferanten resul-
tieren. Die Unterbrechung unterbleibt, wenn die Folgen der Unter-
brechung außer Verhältnis zur Schwere des Zahlungsverzugs ste-
hen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht,
dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt. Dem
Kunden wird die Unterbrechung spätestens vier Wochen vorher
angedroht und die Beauftragung des Netzbetreibers mit der Un-
terbrechung der Anschlussnutzung acht Werktage vorher unter
Angabe des Zeitpunkts der Auftragserteilung angekündigt. Der
Lieferant wird den Netzbetreiber zu dem in der Ankündigung ge-
nannten Zeitpunkt beauftragen, die Anschlussnutzung zu unter-
brechen, wofür der Netzbetreiber nach den Vorgaben des Liefe-
rantenvertrages Strom sechs weitere Werktage Zeit hat. Der
Kunde wird den Lieferanten auf etwaige Besonderheiten, die einer
Unterbrechung zwingend entgegenstehen, unverzüglich hinwei-
sen.
7.3 Der Gesetzgeber hat mit § 118b EnWG ein befristetes gesetzli-
ches Recht zur Versorgungsunterbrechung gegenüber Haushalts-
kunden nach § 3 Nr. 22 EnWG eingeführt, das voraussichtlich bis
zum 30.04.2024 gilt und dem vertraglichen Recht zur Versorgungs-
unterbrechung nach vorstehendem Absatz für diese Kunden vor-
geht. Nach § 118b EnWG ist eine Versorgungsunterbrechung vier
Wochen nach vorheriger Androhung möglich, wenn der Kunde sei-
ner Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung nicht nachkommt. Dem
Kunden ist nach § 118b Abs. 5 EnWG vor der Versorgungsunter-
brechung insbesondere der Abschluss einer Abwendungsverein-
barung, zur Vermeidung der Versorgungsunterbrechung, anzubie-
ten.
7.4 Die Kosten des Zahlungsverzugs, der Unterbrechung sowie der
Wiederherstellung der Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen.
Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten
pauschal in Rechnung. Dies gilt nicht für Außensperrungen, die
Kosten einer solchen Sperrung werden nach tatsächlichem Auf-
wand in Rechnung gestellt. Bei einer pauschalen Berechnung ist
auf Verlangen des Kunden die Berechnungsgrundlage nachzuwei-
sen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein
und darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwarten-
den Kosten nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nach-
weis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesent-
lich geringer als die Höhe der Pauschale. Die Belieferung wird
unverzüglich wiederhergestellt, wenn die Gründe für die Unterbre-
chung entfallen und die Kosten der Unterbrechung und Wieder-
herstellung bezahlt sind; dem Kunden bleibt zur Verkürzung der
Unterbrechungszeit auch bei einer erteilten Einzugsermächtigung
unbenommen, die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstel-
lung unverzüglich mittels (Bar-) Überweisung zu zahlen.

8. Kündigungsrecht
8.1 Soweit im Vertrag nicht anderweitig geregelt, kann der Vertrag
mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden. Die Kündigung
bedarf der Textform. Der Lieferant soll eine Kündigung des Kun-
den unverzüglich nach Eingang in Textform bestätigen. Der Liefe-
rant darf keine gesonderten Entgelte für den Fall einer Kündigung
des Vertrages, insbesondere wegen eines Wechsels des Lieferan-
ten verlangen.
8.2 Außerhalb des Grundversorgungsgebietes des Lieferanten
können alle Verträge, auch diejenigen mit Festpreisregelung oder
gesondert vereinbarten Kündigungsregelungen, bei einem Zah-
lungsverzug des Kunden vom Lieferanten gemäß Ziffer 8.1 gekün-
digt werden. Dies gilt auch während der Erstlaufzeit.

9. Fristlose Kündigung
9.1 Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer
Frist in Textform gekündigt und die Lieferung eingestellt werden.
9.2 Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn die Voraus-
setzungen nach Ziffer 7.1 und/oder 7.2 wiederholt vorliegen, und
im Falle des wiederholten Zahlungsverzugs dem Kunden die Kün-
digung mit einer Frist von mindestens zwei Wochen angedroht
wurde.

10. Haftung
10.1 Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei
Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversorgung sind, soweit es
sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich des
Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetreiber geltend
zu machen (§ 18 Niederspannungsanschlussverordnung).
10.2 In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung des Lieferanten
bei Sach- und Vermögensschäden auf die schuldhafte Verletzung
wesentlicher Vertragspflichten und ansonsten auf Vorsatz und gro-
be Fahrlässigkeit beschränkt. Wesentliche Vertragspflichten sind
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solche, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des
Vertrages überhaupt erst möglich machen und auf deren Einhal-
tung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf (sog. Kardi-
nalpflichten). Die Haftungsbeschränkung gilt nicht für Verzug und
Unmöglichkeit sowie bei arglistigem Verschweigen eines Mangels
oder bei Abgabe einer Garantie. Dies gilt auch für die Pflichtverlet-
zung der gesetzlichen Vertreter sowie der Erfüllungs- und Verrich-
tungsgehilfen des Lieferanten.
10.3 Der Lieferant haftet für Personenschäden unbeschränkt. Die
Vorschriften des Produkthaftungsgesetzes und anderer zwingen-
der gesetzlicher Haftungsregelungen bleiben unberührt.

11. Umzug / Lieferantenwechsel
11.1 Bei einem Umzug ist der Kunde verpflichtet, dem Lieferanten
die neue Anschrift innerhalb von einem Monat nach Umzug in
Textform mitzuteilen.
11.2 Wird der Gebrauch von Elektrizität ohne ordnungsgemäße
Kündigung eingestellt, so haftet der Kunde dem Lieferanten für die
Bezahlung der vertraglich vereinbarten Preise und für die Erfül-
lung sämtlicher sonstiger Verpflichtungen.
11.3 Der Lieferant gewährleistet einen unentgeltlichen und zügi-
gen Lieferantenwechsel.

12. Rechtsnachfolge
Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Ver-
trag als Gesamtheit auf einen Rechtsnachfolger zu übertragen. Die
Übertragung wird erst wirksam, wenn der Kunde zustimmt. Die
Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn begründete Zwei-
fel an der technischen oder wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des
Rechtsnachfolgers bestehen. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn
der Kunde nicht innerhalb von vier Wochen nach der schriftlichen
Mitteilung über die Übertragung der Rechte und Pflichten in Text-
form widerspricht. Auf diese Folgen wird der Kunde vom Lieferan-
ten in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

13. Datenschutz / Widerspruchsrecht
13.1 Verantwortlicher im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen
zum Datenschutz (insbesondere der EU-Datenschutzgrundverord-
nung – DSGVO) für die Verarbeitung der personenbezogenen Da-
ten des Kunden ist: Stadtwerke Münster GmbH, Hafenplatz 1,
48155 Münster, Tel. 0251.694-1234; Fax: 0251.694-1111;
info@stadtwerke-muenster.de; www.stadtwerke-muenster.de.
Der/Die Datenschutzbeauftragte des Lieferanten steht dem Kun-
den für Fragen zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten
unter: Stadtwerke Münster GmbH, Datenschutzbeauftragte/r, Ha-
fenplatz 1, 48155 Münster; datenschutz@stadtwerke-muenster.de
zur Verfügung.
13.2 Der Lieferant verarbeitet folgende Kategorien personenbezo-
gener Daten: Kontaktdaten des Kunden, Vertragsdaten der Ener-
giebelieferung (z. B. Zählernummer, Identifikationsnummer der
Marktlokation nach den Vorgaben der Bundesnetzagentur zur
Identifikation einer Verbrauchs- bzw. Einspeisestelle, Verbrauchs-
daten); Zahlungs- und Abrechnungsdaten (z. B. Bankverbindungs-
daten, Daten zum Zahlungsverhalten); Protokollierung von Kun-
denkontakten.
13.3 Der Lieferant verarbeitet die personenbezogenen Daten des
Kunden zu den folgenden Zwecken und auf folgenden Rechts-
grundlagen:
• Erfüllung (inklusive Abrechnung) des zugrundeliegenden Vertra-
ges (und Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen auf Ihre An-
frage) auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. b) DSGVO sowie der §§ 49
ff. Messstellenbetriebsgesetz
• Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen (z. B. wegen handels- oder
steuerrechtlicher Vorgaben) auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. c)
DSGVO
• Datenverarbeitung aus berechtigtem Interesse (Art. 6 Abs. 1 lit. f)
DSGVO). Das umfasst insbesondere die Nutzung und Analyse der
personenbezogenen Daten, um

- dem Kunden Produktinformationen über Energieprodukte und
energienahe Leistungen und Dienstleistungen des Lieferanten
zukommen zu lassen;

- Maßnahmen zur Verbesserung und Entwicklung von Services
und Produkten durchzuführen, um kundenindividuelle Anspra-
che mit maßgeschneiderten Angeboten und Produkten anbie-
ten zu können;

- Markt- und Meinungsforschung durchzuführen.
Verarbeitungen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DSGVO dürfen
nur erfolgen, soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen des
Lieferanten oder Dritten erforderlich ist und nicht die Interessen
oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die
den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen.
Soweit der Kunde dem Lieferanten eine Einwilligung zur Verarbei-
tung personenbezogener Daten zur Telefonwerbung erteilt hat,
verarbeitet der Lieferant die Daten auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1
lit a) DSGVO. Eine Einwilligung zur Telefonwerbung kann der Kun-
de jederzeit gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO widerrufen.
13.4 Eine Offenlegung bzw. Übermittlung der personenbezogenen
Daten des Kunden erfolgt – im Rahmen der in Ziffer 13.2 genann-
ten Zwecke – ausschließlich gegenüber folgenden Empfängern
bzw. Kategorien von Empfängern: Abrechnungsdienstleister und
IT-Dienstleister, Callcenter, Vertriebspartner, Service und Koope-
rationspartner, Marktforschungsinstitute, Datenanalysedienste, In-
kassounternehmen, Berater und Beratungsgesellschaften, Druck-

und Versanddienstleister oder andere Berechtigte (z. B. Behörden,
Gerichte).
13.5 Die Verarbeitung personenbezogener Daten findet vorrangig
im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, in einem Mitglieds-
staat der Europäischen Union (EU) oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den europäischen Wirtschafts-
raum (EWR) statt. Eine Datenübermittlung außerhalb der EU (sog.
Drittstaaten) oder an internationale Organisationen erfolgt nur,
wenn die besonderen Voraussetzungen der Art. 44 ff. DSGVO er-
füllt sind.
13.6 Die personenbezogenen Daten des Kunden werden zu den
unter Ziffer 13.3 genannten Zwecken solange gespeichert, wie dies
für die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich ist und keine ander-
weitigen gesetzliche Aufbewahrungspflichten (Handelsgesetzbuch,
Abgabenordnung) oder gesetzlichen Rechtfertigungsgründe für die
Speicherung bestehen. Zum Zwecke der Direktwerbung und der
Marktforschung werden die personenbezogenen Daten des Kun-
den solange gespeichert, wie ein überwiegendes rechtliches Inter-
esse des Lieferanten an der Verarbeitung nach Maßgabe der ein-
schlägigen rechtlichen Bestimmungen besteht, längstens jedoch
für eine Dauer von zwei Jahren über das Vertragsende hinaus.
13.7 Der Kunde hat gegenüber dem Lieferanten Rechte auf Aus-
kunft über seine gespeicherten personenbezogenen Daten (Art. 15
DSGVO); auf Berichtigung der Daten, wenn sie fehlerhaft, veraltet
oder sonst unrichtig sind (Art. 16 DSGVO); auf Löschung, wenn die
Speicherung unzulässig ist, der Zweck der Verarbeitung erfüllt und
die Speicherung daher nicht mehr erforderlich ist oder der Kunde
eine erteilte Einwilligung zur Verarbeitung bestimmter personen-
bezogener Daten widerrufen hat (Art. 17 DSGVO); auf Einschrän-
kung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 Abs. 1 lit. a) bis d)
DSGVO genannten Voraussetzungen gegeben ist (Art. 18 DSGVO);
auf Übertragung der vom Kunden bereitgestellten, ihn betreffen-
den personenbezogenen Daten (Art. 20 DSGVO); auf Widerruf einer
erteilten Einwilligung, wobei der Widerruf die Rechtmäßigkeit der
bis dahin aufgrund der Einwilligung erfolgten Verarbeitung nicht
berührt (Art. 7 Abs. 3 DSGVO) und auf Beschwerde bei einer Auf-
sichtsbehörde (Art. 77 DSGVO). Für den Lieferanten zuständig ist
die Landesbeauftrage für Datenschutz und Informationsfreiheit
Nordrhein-Westfalen, Postfach 20 04 44, 40102 Düsseldorf, Tel.
0211/384 24-0, Fax: 0211/38424-10; E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de.

Widerspruchsrecht
Der Kunde kann der Verarbeitung seiner personenbezogenen Da-
ten für Zwecke der Direktwerbung und/oder der Marktforschung
gegenüber dem Lieferanten ohne Angabe von Gründen jederzeit
widersprechen. Der Lieferant wird die personenbezogenen Daten
nach dem Eingang des Widerspruchs nicht mehr für die Zwecke
der Direktwerbung und/oder Marktforschung verarbeiten und die
Daten löschen, wenn eine Verarbeitung nicht zu anderen Zwecken
(beispielsweise zur Erfüllung des Vertrages) erforderlich ist.
Auch anderen Verarbeitungen, die der Lieferant auf ein berechtig-
tes Interesse i.S.d. Art. 6 Abs. 1 lit. f) DSGVO stützt (beispielsweise
Übermittlungen von Daten zum nicht vertragsgemäßen oder be-
trügerischen Verhalten des Kunden an Auskunfteien), kann der
Kunde gegenüber dem Lieferanten aus Gründen, die sich aus der
besonderen Situation des Kunden ergeben, jederzeit unter Angabe
dieser Gründe widersprechen. Der Lieferant wird die personenbe-
zogenen Daten im Falle eines begründeten Widerspruchs grund-
sätzlich nicht mehr für die betreffenden Zwecke verarbeiten und
die Daten löschen, es sei denn, er kann zwingende Gründe für die
Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte und Freihei-
ten des Kunden überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Gel-
tendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprü-
chen. Der Widerspruch ist an Stadtwerke Münster GmbH,
Hafenplatz 1, 48155 Münster, Fax: 0251.694-1111; info@stadtwer-
ke-muenster.de zu richten.
13.8 Verarbeitet der Lieferant personenbezogene Daten von Mitar-
beitern des Kunden, verpflichtet sich der Kunde, seine Mitarbeiter
darüber zu informieren, dass der Lieferant für die Dauer des Ener-
gieliefervertrages die folgenden Kategorien personenbezogener
Daten der Mitarbeiter zum Zwecke der Erfüllung des Energieliefer-
vertrages verarbeitet: Kontaktdaten (z. B. Name, E-Mail-Adresse,
Telefonnummer), Daten zur Stellenbezeichnung. Der Kunde infor-
miert die betroffenen Mitarbeiter darüber, dass die Verarbeitung
der benannten Kategorien von personenbezogenen Daten auf
Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. b) DSGVO erfolgt. Außerdem teilt er
den betroffenen Mitarbeitern die Kontaktdaten des Lieferanten als
Verantwortlichem sowie des/der Datenschutzbeauftragten des
Lieferanten mit.

14. Informationen zu Wartungsdiensten und

-entgelten
Aktuelle Informationen zu angebotenen Wartungsdiensten und
-entgelten sind beim örtlichen Netzbetreiber erhältlich.

15. Streitbeilegungsverfahren für Verbraucher

i.S.d. § 13 BGB
15.1 Zur Beilegung von Streitigkeiten kann der Kunde ein Schlich-
tungsverfahren bei der Schlichtungsstelle Energie beantragen. Ein
solcher Antrag ist erst zulässig, wenn der Lieferant der Verbrau-
cherbeschwerde nicht spätestens nach vier Wochen ab Zugang
beim Lieferanten abgeholfen hat. Der Lieferant ist zur Teilnahme
am Schlichtungsverfahren verpflichtet. Das Recht der Beteiligten,

die Gerichte anzurufen, bleibt unberührt.
Schlichtungsstelle Energie e.V.
Friedrichstr. 133
10117 Berlin
Tel: 030/2757240-0
Internet: www.schlichtungsstelle-energie.de
E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de
15.2 Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten sind erhält-
lich über:
Verbraucherservice der Bundesnetzagentur
Bereich Elektrizität und Gas
Postfach 8001
53105 Bonn
Tel.: 030/22480-500
oder bundesweites Infotelefon 01805/101000
(Mo. – Fr. 9 – 15 Uhr)
Telefax 030/22480-323
E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de
15.3 Die Europäische Union hat eine Plattform zur Online-Streit-
beilegung („OS-Plattform”) eingerichtet. Der Kunde hat die Mög-
lichkeit, diese Plattform für die Beilegung von Streitigkeiten aus
Online-Kaufverträgen oder Online-Dienstleistungsverträgen zu
nutzen. Die Plattform kann unter folgendem Link aufgerufen wer-
den: https://ec.europa.eu/consumers/odr/.

16. Online-Verträge
Abweichend von den vorstehenden Regelungen können bei Onli-
ne-Verträgen alle Erklärungen über das Internet abgegeben wer-
den.

17. Allgemeine Informationen nach dem

Energiedienstleistungsgesetz
Im Zusammenhang mit einer effizienten Energienutzung durch
Endkunden wird bei der Bundesstelle für Energieeffizienz eine Lis-
te geführt, in der Energiedienstleister, Anbieter von Energieaudits
und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen aufgeführt sind. In-
formationen zu der Anbieterliste und den Anbietern sind unter
www.bfee-online.de abzurufen. Weitere Energieeffizienz-Informa-
tionen sind auch bei der Deutschen Energieagentur unter
www.dena.de und unter www.energieeffizienz-online.info erhält-
lich. Umfangreiche Informationen zu Energiedienstleistungen und
Energieeffizienzmaßnahmen kann der Kunde auch direkt über den
Lieferanten erhalten.

18. Gerichtsstand
Der Gerichtsstand für Kaufleute i.S.d. Handelsgesetzbuches, juris-
tische Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliche
Sondervermögen ist Münster. Das Gleiche gilt, wenn der Kunde
keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat.

19. Schlussbestimmungen
Die Geltung abweichender Bedingungen ist ausgeschlossen, selbst
wenn der Lieferant derartigen Bedingungen nicht ausdrücklich wi-
derspricht. Abweichende Vereinbarungen sowie Nebenabreden
bedürfen der Textform.

Stand: Januar 2023
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